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gestellt. Aktuelle Disku ssion en richt en sich auf die Frage,
ob und inwieweit der in formelle Sekto r in Megastädten
angesichts der Eros ion lokaler Versorg ungskreis läufe
durch die Intern ati onalisierung der Märkte auf Dauer in
der Lage sein wird, seine überlebenssichernde Auffang­
funktion zu wahrzunehmen (Rakodi & Lloyd-lon es
2002).

Neben den ob en genannte n Aspekten schließ t der
Dach begr iff der In formalität weitergehe nd auch Aspekte
wie informelle Bau tätigkeit, perso nenge bundene Arran ­
geme nts in persönlichen Netzwerken sowie ungeregelte,
semilegale und illegale Aktivitäten ein (z. B. Drogen ge­
schä fte, Schmuggel, orga nisierte Landbesetzun g, mafi öse

Strukturen). Die Übergänge soz iokulturell unterschied ­
lich interpretiert en Verständni sses von Legitimität , Lega­
lität und Illegalität kö nnen fließend sein, zumal teilweise
konk urrierende Rechtssystem e als Verankerungen infor­
meller Organisation (etwa vorkolonial- bzw. kolonial­
zeitlich im plementierte , ethnisch begründete, staa tlich
bzw. religiös verankerte Rechtsauffassungen ) nebenein­
ander existieren. So ist zum Beispiel in klientelistischen
Systeme n das Erwe isen von Wohltaten legal un d system­
imm an ent , das in ande ren Gesellschaften als Korruption
eingeordnet würde.

Wä hrend der Gegensatz zwischen "fo rmell" und
"informe ll", in dem allein das Kriterium der Beteiligun g
des Staa tes als Unterscheidungsme rkma l zählt, sich als
weni g sinnvoll un d an gem essen erwiesen hat , weil er die
Realitäten des vielfältigen Ineinandergreifens der Ak­
teure verstellt, mangelt es noch an konsensgetragenen
Begri ffsdefinitionen (denkbar: "informe lle institutio­
nelle Arrangements" oder "nichtsystem atisch geregelte"
Prozesse). Neben den Akteuren form eller politisch­
adm inistra tiver Systeme un d der Privatwirtschaft eta­
blieren sich zunehmend selbst organisiert e Organi ­
sationsforme n und Institut ionen, deren kom plexe
Steuerungsmec ha nisme n, Aushandlungsprozesse und
Diskurse die Entw icklungsdynamik der Megastädte
beeinflussen . In Bezug auf die Steueru ngskapaz itä ten
zeigt sich dabei, dass die herkömml ichen Kon zept e,
Standa rds, Strategien, Instrumente und Prioritäten der
Stadtentwicklun g weder den Bedi ngungen einer Ver­
städteru ng in Arm ut entsprechen noch geeigne t sind,
Informalität als weit hin vorherrschendes Gru ndprinzip
des städ tischen Lebens, Wirtschaftens und Siedelns zu
akzepti eren.

Megastadtforschung als
internationale Forschungsaufgabe

Die bisherigen Ausführungen hab en deutli ch gemacht,
dass die mit der Megaurbani sierung einhergehe nde n
Prozesse historisch allenfall s mit den tief greifende n Ver­
änderu nge n im Gefolge der Indu st rialisierung Mittel -

europas und Nordame rikas im 19. un d 20. Jahr hund ert
vergleichba r sind, wenn sie deren Bedeutung nicht noch
übersteigen. Vor dem Hint ergrund dieser dramatische n
Entwicklung wurde in de r Urbanisieru ngsforschung die
Bedeutung der ökologischen, ökonomischen, gesell­
schaftliche n und politischen Veränderungen durch glo­
balisierte Vern etzungen der Megastäd te untereinande r
wie mit den von ihn en beei nflussten Großregionen in
den letzten Jah ren zu nehme nd durch die Einr ichtung
großer int erdisziplinärer, interna tio naler Forschungsini­
tiativen gewürdigt, innerh alb derer die Geographie mit
ih rer vernetzten Sichtweise und ihr en in den Teildi szipli­
nen der Physio- und Human geographie vorha nde ne n
Komp etenzen eine tra gende Rolle spielt . Die For ­
sch ungsansätze konzen trieren sich dabei einerseits auf
die Problem e der innere n Struktur, Differenzierung un d
Entwicklung von Megastäd ten, and ererseits aber in star­
kem Maße auch auf den unübersehbaren Einfluss von
Megas tädten auf das globale System und um gekehrt.

26.6 (Un-)Sicherheit
und städtische RäumeI

GEORG G LASZE

In vielen Region en der Welt sind Siche rheit und Unsi­
cher heit in den Städten zun ehmend - wieder - zu ein em
Thema der öffentlichen Auseina nd ersetzung geworden.
Dabei werden sowohl von der öffentliche n Hand als
auch von der Privatwirtschaft neu e Siche rhe itspo litiken
etabliert. In diesem Teilkapitel wird gezeigt, dass diese
Entwicklung sich kaum mit eine r ste igende n Zahl von
Straftaten erk lären lässt, sonde rn eher als Begleiterschei­
nung und Folge umfassender gesellschaftlicher Moder­
nisieru ngsprozesse zu int erpretieren ist. Viele der neuen
Sicherheitspoliti ken zielen dabei nicht auf eine Bekämp­
fung der sozia len Ursac hen von Unsicherhei t und Kri­
m inalität , sonde rn verfolgen raumo rientierte Strategien
mit dem Ziel, "sichere Räume" zu schaffen. Dabei lassen
sich Maßna hm en unterscheiden , d ie auf die Überwa­
ch ung in best immten Räumen zielen und Maßna hmen,
die auf Zugang sko ntrollen in bestimmte Räum e setzen.
Gleichzeitig lässt sich eine Kommunalisierung von
Sicher heitspo litiken beob achten, ind em neu e Sicher­
heitspolit iken vielfach auf der Ebe ne von Städ ten und
Gemeinden etabliert werde n. Die raumorien tierten Stra­
tegien und die Komm una lisierung von Sicherhei tspo liti­
ken werden begleitet und legitimie rt durch eine öffen tli­
che Diskussion , die Kriminalität und (Un-)Sicherheit
bestimmten Räumen zusch reibt - das heißt ein soziales
Phän om en verräumlicht. Dies geschie ht in der alltäg­
lichen Kommunikation , in den Medien (ausgedrückt
in Bezeichnungen wie "G hetto", "Krim inalitätsbren n-
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punkt", "Angstraum" oder "no-go-area" ) aber beispiels­
weise auch in der Fachdiskussion um die Gefährdung
des öffentlichen Raums und in so gena nnten krimino­
logischen Regionalstudien. Eine sich etablierende "Kri­
tische Kriminalgeographie" ana lysiert die Verräum­
lichung von (Un-)Sicherhe it und die Etablieru ng
raumorientierter Siche rhei tspoli tiken aus einer kon ­
struktivistischen Persp ektive.

(Un-)Sicherheit als Leitthema
von Stadtentwicklung - Hintergründe

Die zunehmende Thematisieru ng von (Un-)Sicherheit
in den Medien , politischen Auseinandersetzungen und
Fachdiskussionen sowie die tendenziell wach sende Kri­
minalitätsfurcht in der Bevölkerung lassen sich nicht auf
Basis der "objektiven" Krim ina litäts lage erklären (Reu­
band 1992). 1m Gegenteil, verschiedene Studien haben
gezeigt, dass es kaum einen Zusammenhang zwischen
der po lizeilichen Kriminalitätsstatistik und den Ergeb­
nissen von Umfragen zum Sicherheitsempfinden gibt
(Pfeiffer 2004 ). Wie lässt sich also die zunehmende
Bedeutung des Faktors (Un-)Sicherheit erklären? In der
Stadtforschung werden zwei mi teinander verknüpfte
Erkläru ngsmöglichkeiten diskutiert:
• Verschieden e Autoren wiesen darauf hin , dass städti­

sches Leben per se die Begegn ung mit dem Fremden
bedeutet (Sim mel ]903). Städte können als Orte ver­
standen werden, in welchen Men schen sowohl
Ano ny m itä t und Dista nz aber auch Vielfalt un d
Chancen finden . Vor dem Hintergrund einer voran­
schreitenden Modernisierung gesellschaftlicher
Beziehungen erodiert die für das Zusammenleben in
Ano nymität erforderliche urbane Zivilität, da die
.Lnnensteuerung" der Menschen durch internali­
siert e gesellschaftliche Normen - als Moral, Gew is­
sen, Schuld od er Scham bezeichnet - an Bedeutung
verlier t. Diese muss daher durch formalisierte soziale
Kontrolle ersetzt werd en (Sessar 2003). Hinzu
kommt, dass im Zuge eines globali sierten Medien­
kon sum und der weltweiten Migration sich in der All­
tagswelt die Wah rneh mung von Fremdheit erhö ht .
Nicht zuletzt lösen sich tradierte Gewissheit en zuneh­
mend auf und überkom mene soziale Bindungen (wie
die Fami lie) und Sicherheiten (wie der Arb eitsplatz
od er soziale Sicherung ssystem ) verlieren an Bedeu­
tung (Hitzier 1998). Dieser Verlus t existenzieller
Sicherheit schlägt sich nach dieser Argumentation
dann in einem höheren Unsiche rheitsem pfinde n der
Stadtbewohner und einem Verlangen nach Normen
und Sicherheit nieder. Empirisch wird diese These
gestützt durch die Beobachtung, dass beispielsweise
in den Städten der europäischen Tran sformations­
staaten, die einen raschen gesellschaftlichen Wand el
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erleben, das em pirisch erhobene Unsicherheitsem p­
finden rasch angewa chse n ist (Reuband 1992).

• Die po litökonomischen Hintergründe neuer Sicher­
he itspolitiken steh en im Mittelpunkt des zweiten
Erkläru ngsansatzes (Legnaro 1998, Belina 2000, Ron ­
neberger 200 1, Belina 2005 , Eick 2005 ): Danach dien t
die Diskussion um städtisc he Uns icherheiten sow ie
die Etab lierung neuer Sicherheitspolitiken in erster
Linie den Partikularinteressen ökonomischer und
polit ischer Elite n . Letztlich sollen städtische Räume
für wohlhabend e Bevölkeru ngsgruppen zur ückge ­
wonne n und gesellschaftliche Randgruppen au s den
Räume n der gehobe nen Dienstleistung (wie bei ­
spielsweise Shopping-Center, Bürotü rme und in ner ­
städtische Einkaufsbereiche) ausgeschlossen werden.

Raumorientierte Strategien
neuer Sicherheitspolitiken

Viele der neuen Siche rheitspolitiken setzen nicht an den
gesellscha ftliche n Hintergründen von Unsicherheit an,
sondern verfolgen raumorientierte, territoriale Strate­
gien. Dabei lassen sich zwei m iteinander verschränkte
Ansätze unterscheiden. Zum einen Ansätze, die auf die
Übe rwachung und Kontrolle bestimmter Räume zielen,
und zum anderen Ansä tze, die auf Einhegung und
Zugangsbeschränkung zielen. Dabei kommen Verfahren
zum Einsatz, die von der Formalisieru ng sozialer Kon­
tro lle über den Einsat z moderner Technologien bis zu
(städte- )baulichen Maßnahmen reichen . Flankiert wer­
den diese Maßnahmen durch eine Maßstabsverschie­
bung in der Sicherheitspo litik, die sich als Kommunali­
sierung beschreiben lässt (Abb. 26.6.1).

Formalisierung und Privatisierung
sozialer Kontrolle

Viele der neuen Sicherheitspo litiken setzen auf eine For ­
mal isierung und zum Teil au ch Pr ivatisi erung sozialer
Kontrolle. Bereits in den Arb eiten der Chicagoer Schule
zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurde ein Zusam men­
han g zwischen der sozialen Desorganisation in einem
Stad tviert el sowie devi anten, das heißt normabweichen­
den und krimine llen Handlungen hergestellt. Iacobs for­
der te ( I96 1) .eyes upon the street" und wies in dem Buch
" The death and life of great american cities' auf die
Bedeu tung der sozialen Kontro lle für Sicherheit und
Ordnung in den Städten hin . Angeregt durch einen Auf­
satz mit dem Titel "b roken windows" (Wilson & Kelling
1996) wurde die Idee, dass ein Verlust sozialer Kontrolle
und die Toleri erung kleiner Ordnungswidrigkeiten zu
Kriminalitä t führen, schließlich zu einer Grundlage von
Polizeiarbeit und kommunalen Sicherheitspo litiken.

26 :
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Maßnahmen

Formalisierung Einsatz (städte-)bauliche
sozialer Kontrolle von Techniken Veränderungen

Etablierung von neuen Sicherheitspo lit iken auf der (sub-)kommunalen Ebene (Gemeinden, Stadtte ile,
Nachbarschaften)

Überwachung

Einhegung
und Zugangs­
beschränkung

Kommunalisierung

Streifengänge privater
Sicherheitsdienste
neighbourhood watch

Doormen- bzw. Concierge-Dienste

präventive
Videoüberwac hung

Zugangskont rollen mit
biometr ischen oder elek­
tro nischen Systemen

crime preven tion through
environmental design
(Erleichterung sozialer Kontr olle)

defensible space
(Schaffung baulicher und
symbolischer Barrieren)

Abb. 26 .6 .1 Raumb ezogene St rategie n neuer Sicherheits po lit iken (verändert nach Glasze et al. 20 05 a).

Wilson und Kelling nutzen das eingeschlagene Fenster
als Metapher. Sie argumentieren, dass eine eingeschla­
gene Scheibe als ein spezifisches Zeichen gelesen würde:
Niemand interes siere es scheinbar, ob das Fenster be­
schädigt ist oder nicht und die Schlu ssfolgerung sei
daher, dass die soziale Kontro lle im Viertel nicht funk­
tioni ere. In der Folge würden daher auch die anderen
Fenster zerstö rt. Wilson und Kelling fordern vor diesem
Hint ergrund, dass nicht nur kr iminelles Verhalten im
engeren Sinne, sondern auch "unordentliches Verhalten "
bekämp ft werden mü sse und nennen als Beispiele Pros­
titution in der Öffentlichkeit, Konsum von Alkoho l in
der Öffentlichkeit, Betteln auf der Stra ße sowie auf Plät­
zen herumlungernde und lärm ende Jugendli che oder
Obd achlose. Vor diesem Hintergrund sind seit den
1980er-Jahren Sicherheitspolitiken um gesetzt word en,
die auf die Stärkung der sozialen Kontrolle auf lokaler
Ebene setzen, wobei insbesondere die zero-tolerance­
Strategie der Polizeiarbeit in New York beka nnt wurde.
Viele Kommunen haben Verordnungen erlassen (bzw.
existierende Gefahrenabwehrverordnun gen verschärft),
die Verhaltensweisen verbieten, die zwar nicht str afba r
sind , aber als nicht no rm gerecht und "uno rdentlich"
eingeschätzt werden wie zum Beispiel das Lagern oder
der Alkoholkonsum in öffentlichen Grü nanlagen. Teil­
weise greifen die Städt e dabei auch auf Platzverweise
und Betretungsverbo te zurü ck (Hetzer 1998, Belina
2000). Zudem wurden vielfach die kommunalen Buß­
geldo rdnungen verschärft und au f diese Weise beispiels­
weise das Wegwerfen von Kleinabfällen unter hoh e
Geldstrafen gestellt. Zur Durchsetzung dieser Maßn ah­
men hab en einige Städt e - wieder - einen uniform ierten
Ordnungsdien st eingeführt. Nicht zuletzt aus finanziel­
len Gründen setzen einige Bundesländer zudem nach
dem Vorbild der neighbou rhood watch-Aktionen in den
USA und Großbr itannien auf eine Formalisieru ng der
sozialen Kontrolle durch Anwohne r.

Gleichzeitig lässt sich eine Pr ivatisier ung sozialer
Kontrolle beobacht en. Im Zuge der Tertiärisieru ng
sowie Orga nisationsprivatisierung zum Beispiel der
Bahn und Flughafenbetreibern (Kapitel 21) werden

Funktionen wie Einkaufen und Versorgun g zunehmend
an Orten realisiert, die sich in Privatb esitz befinden . In
Einkaufs- und Bürozentren, in Bahnhöfen und Flug­
häfen legt das Management in Ha usordnungen Norme n
fest, die Handlungen verbieten, die unterh alb der
Schwelle zur Strafbarkeit liegen. Diese "substrafrecht­
liehen Partikularn orrnen" werden mit privatem Sicher­
heitspersonal durchgesetzt (Glasze 200Ib). Da zudem
die öffentliche Hand und viele Privatunterne hmen
Sicherheitsdienstleistungen auf komme rzielle Sicher­
heitsuntern ehm en auslagern (outsourcen), ist die Be­
schäftigtenzahl im deut schen Sicherheitsgewerbe von
101000 im Jahr 1993 au f 145000 im Jahr 2002 angestie­
gen. Vor dem Hintergrund der Stand or tkonkurrenz des
inn erstädti schen Einzelhandels mit Einkaufszentren "auf
der grü nen Wiese" werden aber auch im Bereich der
inn enstädt ischen Str aßen und Plätze zunehmend private
Akteure in die Gestaltu ng von Sicherheitspolitiken ein­
bezogen - beispielsweise im Rahmen von "B usiness
Imp rovem ent Distria s' (BID) nach ame rikanischem
Vorbild (Briffault 1999), in den en die Gru ndeigentümer
und Mieter für die Sauberkeit und Sicherheit innerstäd­
tischer Gebiete zuständig werd en und dabe i au f Streifen­
gänge priv ater Sicherheitsdienste zur ückgreifen (Wiezo­
rek 2004). Nicht zuletzt erleben seit wenigen Jahren
Zugangsko ntrollen durch Con cierge- bzw. Pförtnerdien­
ste sowohl in Apar tme ntanlagen der Luxusklasse als
auch in Anlagen des sozialen Wohnungsbau s eine
Renaissance (Glasze 200 Ib).

Die For malisieru ng sozialer Kontrolle wird in der
Stadtforschung kontrovers diskuti ert . Währ end dabei
auf der einen Seite die verstärkte Einbeziehung nicht­
öffentlicher Akteure in die Konzeption und Umsetzung
von Sicherheitspo litiken als Chance für bürgerschaftli­
ches Engageme nt und Bürgerbeteiligun g begrüßt wird,
wird auf der and eren Seite kriti siert , dass die Formalisie­
rung sozialer Kontrolle bestimmten Partikularinteressen
dient.
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Einsatz von Technik zur Überwachung
und Kontrolle

Die so genannte "präve ntive" Videoüberwachung von
Straß en und Plätzen, wie sie in britischen Innenstädten
seit 1985 großflächig aufgebaut wurde und zunehmend
auch in Deutschland (Abb. 26.6.2), Frankreich und wei­

teren Staaten etabliert wird , zielt auf die Überwachung
zumei st innerstädtischer Straßen und Plät ze (Fyfe 1996,
Nogala 2003). Während ein ige Autoren unter Hin weis
auf - verme intlich - er folgreiche Projekt e insbesondere

in Großbritannien eine kriminalpräventive Wirkung
und Effizienzsteigeru ng der Polizeiarbeit erwarten (Bül­
lesfeld 2002) , beurteilen Kritiker die Effekte der Video­
überwachung negati v (Fyfe 1996, Belina 2003) . Zum

einen werd e ihr e Bedeutung für die Polizeiarbeit üb er ­
schätzt und zum anderen werde die Videoüberwachu ng
in den Inn enstädten letztlich zu r Verd rängung uner­

wün schter Personengruppen eingesetzt, um auf diesem
Weg "saubere" Konsumräume zu schaffen un d den Ein­
zelha ndelsstando rt "Innens tadt" in der int er- und intra­
urb anen Konkurrenz zu stärken. Damit d iene die Video­
überwachung Par tikularinteressen und zerstöre die
Gru nd lagen des städ tischen Zu sammenleb en s, das auf

Anonymität basiert. Technische Maßn ahmen werde n aber
darüber hinaus auch zunehmend zur Zugangskontrolle
eingesetzt - so wird der Zutritt zu bewachten Wohn ­

komplexen in vielen Regionen de r Welt zunehme nd
nicht nur personell, sondern zusä tzlich durch Chipsys­
teme elektronisch gesteuert ("elektro nische Schlüssel") .

Architektonische und städtebauliche
Maßnahmen

Der US-ame rikanische Krim inologe Ieffer y ( 197 1) for ­

derte mit der Studie "Crime Prevention through Environ-
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Abb . 26 .6.2 Videoüberwachung in der Fußgängerzone in Heil­
bronn (Foto: G. Glasze).

mental Design (C PTED)" eine stärkere Berüc ksichtigung

der physisch-räum liche n Gegebenhe iten im Rahmen der
Kriminalprävention. Im Jahr 1972 prägte der arnerikani­
sehe Architekt Oscar Newman das Konzept des "deJensi­
ble space". Die baulichen Maß na hme n, die auf Basis die­
ser beiden Konzept e umgesetzt wurden, zielen auf eine
Erleich teru ng der informellen soz ialen Kontrolle durch
die Anwo hner, ind em zu m ein en die Einse hbarkeit und

Beleuchtung des Wohnumfeldes verbessert werden und
zum ande ren das Wohnumfeld zoniert wird, ind em bau­
liche und symbo lische Barr iere n die Gre nze zwischen
pri vaten, sem iprivaten und öffe ntlichen Räumen mar­

kieren (Abb. 26.6.3). Insbesondere bei der Umgestaltung
de r nach den Leitbildern des Fun ktion alismus und der
Moderne err ichtete n Großwohnsiedlungen des 20.

Jahrhunderts greifen Kommunen und Wohnungsbauge­
sellschaften auch in Deutschl and inzwischen vielfach auf

26 "

Abb. 26.6.3 Zonierung der Wohnumwelt nach Oscar Newman (1972).
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die beschrie benen Ansätze zurü ck - schaffen beispiels­
weise durch die Anlage von Mietergärten und Umzäu­
nun gen im Sinne Newmans "halbpr ivate" Räu me um
einzelne Wohnblöcke (Schuber t & Schni ttge r 2002). In
der sozialwissenschaftliehen Stadtforschung werden
diese Ansätze vielfach kritisiert: So wird bezweifelt, ob
ein umweltdeterministischer Ansatz, der mittels bau­
licher Gestaltung men schliches Verhalten beeinflussen
will, tragen kann (Stummvoll 2002). Zude m wird
befürchtet, dass CPTED zu einer "Angstarchitektur"
und einer fragment iert en Stadtstruktur führt, die letzt­
lich das Unsicher heitsempfinden eher erhöhen als redu­
zieren (Flusty 1997).

Kommunalisierung von Sicherheitspolitiken

Die raumorientierten Str ategien neuer Sicherheitspoliti­
ken werden begleitet und flankiert von einer Maßs tabs­
verschiebung. Seit Beginn der 1990er-Jahre werden in
Deutschland un ter dem Stichwort der Komm unalen
Kriminalprävention neue Sicherheitspolitiken auf
kommuna ler und subkomm unaler Ebene diskuti ert
(Schreiber 2005). Vielfach wird dab ei angeknüpft an das
Konzept der bü rgern ahen Polizeiarbeit (Com m unity
Orien ted Policing). In Deutschland wur den beispiels­
weise in den 1990er-Jah ren fast flächendeckend so
genan nte Kommunalpräventivräte etab liert, in denen

", _ Exkurs 26.6.1 _

Bewachte Wohnkomplexe

Kaum ein anderes städtebauliches Phänomen ist Ende der
1990er-Jahre in höherem Maße in das Blickfeld der Medien
geraten als privat entw ickelte und verwaltete Siedlungen
und Apartmentanlagen. Insbesondere die Verbrei tung von
Wohnkomplexen, die durch Tore, Zäune oder Mauern von
der Umgebung abgeschlossen sind und deren Zugänge
bewacht werden - in den USA von der Immobilienwirtschaft
als gated communities vermarktet - steht dabei im Fokus
des öffe nt lichen und wissenschaft lichen Interesses. Für die
Krit iker stehen die gatedcommunities gleich für mehrere als
problematisch einzuschätzende Trends: Sie sind ein Beispiel
einer Angsta rchitek tur und der Privatisierung öffent lichen

Raums. In den Toren und Zäunen materialisiert sich die
Fragmentierung städtischer Gesellschafte n. Für die Befür­
worte r sind sie eine ökonomisch eff iziente Form der Orga­
nisat ion städtischen Lebens und daher Ausdruck einer
"i nst itutio nellen Evolut ion" (Glasze et al. 2006).

Trotz nati onaler und regionaler Unterschiede können
gemeinsame Charakterist ika bewachter Wohnkomplexe
beschrieben werden, die damit auch als Definit ionskrit erien
dienen:
• die Kombi nati on von Gemeinschaftse igentum wie Grün­

anlagen, Sportei nrichtungen und Ver- und Entsorgungs­
infrastru ktur sowie gemeinschaftl ich genutzten Dienst-

oAbb . 1 Die geschlossene Seniore n­
siedlung .Sabalsprlngs" in Florida

(verändert nach Glasze 2001a).
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verschiedene Akteure zum Zwecke der Kriminalpräven­
tion auf lokaler Ebene mit der Polizei koope rieren
(ebd.). Während poli zeinahe Autoren teilweise die
Arbeit der kommunalen Präventi vräte begrüßen und
sich eine Stärkung des b ürgerschaftliehen Engagements
versprechen , kritisieren andere Auto ren die Entpoliti­
sierung von Sicherheitspolitiken, da Entscheidungen
zun ehmend nicht mehr von den politi sch legitimiert en
Parlam enten und Gemeinderäten getroffen werden.
Hornborstel (1998) befürchtet, dass die Präventi on sräte
mit ihrer unklaren Aufgabenbestimmung zu einer Kri­
min alisierung von Handlungen führen , die stra frechtlich
nicht relevant sind, aber von den Gruppen, die sich in
der Kommunalen Kriminalprävention engagieren , als

leistungen wie Wach- und Hausmeisterdienste mit indivi­
duellem Eigentum bzw. dem Nutzungsrecht einer Woh­
neinheit

• die Selbstverwaltung
• die Zugangsbeschränkung, die zumeist von einem 24­

stündig tät igen Sicherheitsdienst gewährleistet wird

Außer den Annehmlichkeiten, die von den Investoren
geschaffen werden, warten viele bewachte Wohnkomplexe
mit "natürlichen" Vorzügen auf - vor allem mit einer exklu­
siven Lage. Das Spekt rum reicht dabei vom unverbaubaren
Blick oder der privaten Skipiste im Gebirge bis zum privaten
Strand.

Die Selbstverwaltungsgremien der Wohnkomplexe
entscheiden umfassend über die Angelegenheiten der
Wohnkomplexe: die Gestaltung und Pflege der Wege, Plätze,
Grün- und Sportanlagen, die Ver- und Entsorgung (z. B. Ener­
gie, Wasser), die Beschäfti gung von Wach- und Hausmeis­
terdiensten. Insbesondere in den gated communities in den
USA werden vielfach auch die farbl iche Gestaltung der Ver­
anda oder das Halten von Haustieren reguliert. Angesichts
der Regulierungsgewalt sowie der Bereitstellung von kollek­
tiven Gütern und Diensten substitu ieren die Wohnkomplexe
eine öffent lich-kommunale Terr itorialorganisation und festi­
gen damit soziale Unterschiede inst itut ionell.

In den USA verzwanzigfachte sich die Zahl bewachter
Wohnkomplexe in den letzten dreißig Jahren des 20. Jahr­
hundert s auf mehr als 40 000 - in den wachsenden Regio­
nen im amerikanischen sunbe lt liegen tei lweise mehr als die
Hälfte aller Neubauten in einer gated community. Die Ver­
breitung bewachter Wohnkomplexe in anderen Regionen
der Welt ist erst seit wenigen Jahren ins Blickfe ld der For­
schung gerückt. Die Studien zu bewachten Wohnkomplexen
außerhalb der USA erlauben es, für viele Regionen eine
Zunahme dieser Wohnform zu konstatieren - vielfach sogar
einen Boom (Glaszeet al. 2006 , Glasze 2003a) .

Die Hintergründe für die Verbreitung bewachter Wohn­
komplexe können allerdings nicht alleine im Unsicherheits­
gefühl der Bewohner gesucht werden. Erstens zeigen ver­
schiedene Studien, dass (Un-)Sicherheit für die Bewohner in
der Regel nur einer von mehreren Faktoren ist, der für den

"abweichend" definiert werd en. Parallel zu dieser Ent­
wicklung etablieren viele Städte seit den 1990er-Jahren ­
wieder - eigene uni formierte Vollzugsbea mte der Ord­
nungsämter, die im Stadtraum pat rouilli eren und die
vielero rts in den 1990er-Jahren verschärften kommuna­
len Ordnungssatzungen durchsetzen sollen. Zudem wird
teilweise ein verstärk ter Einsatz von Laien in der Polizei­
arbe it auf kom munaler Ebene beo bachtet: So dokumen­
tiert Behr (2002), wie in verschiede nen deut schen
Bund esländern in Kooperation mit Städten und Ge­
meind en "freiwill ige Polizeidienste" die Präsenz der Poli­
zei in städtischen Nachbarschaften erhö hen sollen,
indem dort niedri g qu alifizierte "Hilfspolizisten" ohne
hoheitliche Rechte Streife gehen .

ARKADIE1~

,

Es war schon immer
etwas Besonderes

s c h ön und s ic her z u wo hne n

Abb. 2 Werbung für die bewachte Apartmentanlage "Ar ka­
dien" in der Berliner Vorstadt in Potsdam (Immobilienwer­
bung in der Berliner Zeitung, August 2000).

Zuzug in einen bewachten Wohnkomplex gesprochen hat
und häufig nicht der wicht igste war. Zweitens blendet ein
rein nachfrageorientierter Ansatz völlig den sozialen Kon­
text aus. Dabei zeigt der internationale Vergleich zwar, dass
"bewachte Wohnkomplexe" ein global verfügbares Modell
vo n Stadtentwicklung geworden sind. Einen Boom erle­
ben sie allerdings nur in den Regionen, wo das Zusammen­
spiel von Akteuren in der Stadtentwick lung nicht in ein
gemeinwohlorientiertes Insti tuti onengefüge eingebunden
ist (Glasze 2003b) . So verwundert es nicht, dass sich bei­
spielsweise in Skandinavien oder in Deutschland (mit Aus­
nahme der Apartmentanlage "Arkadien" in Potsdam) keine
bewachten Wohnkomplexe finden.
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Abb. 26.6.4 Legosheriff s bewachen
Legoland (Foto: H. Gebhardt).
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Die Verräumlichung von
(Un-)Sicherheit und Kriminalität

Die raumorientierten Strategien ne uer Sicherheitspoliti ­
ken werden legitimiert d urch eine öffentliche Diskus­
sion, d ie Kriminalität und (Un- )Sicherheit bestimmten
Räumen zuschreibt. Dies gesch ieht in alltäglichen
Gesprächen, in Politik und Verwaltung sowie in den
Medien und drückt sich in Bezeichnungen wie "Ghetto",
.Kriminalit ätsbrennpunkt", .Angstraurn" oder no-go­

area au s. So zeigt beispielsweise Gebhardt (2001) anhand
der Beispiele Berlin und Marseille, wie in den Medi en
bestimmte Stadtviertel als Ghettos und gefährliche Orte
konstituiert werden . Sch reiber (2005) stellt am Beispiel
von Podiumsdiskussionen zur Kommunalen Kriminal­
prävention dar, wie in Kriminalisierungs- und Unsicher ­
heitsdebatten "Grenzen zwischen Dazu gehö rigen und
Ausgesch lossenen, siche ren und gefährlichen Orten
gezogen und normiert werden". Auch in Fachdisku ssio­
nen , beispielsweise um die Gefährdung des öffentlich en
Raums, oder in so gena nnten kriminologischen Regio­
nalstudien werd en soziale Phänomene verrä umlicht.

Kriminologische Regionalanalysen:
Kriminalität im Containerraum

Als eine Reaktion auf da s Bedeutungshoch der Themen
Sicherheit und Kriminalität werden seit den 1990er-Jah­
ren in vielen Städten kriminologi sche Region alan alysen
durchgeführt. Neben eine r rein en Beschreibung der
räumlichen Kriminalitätsverteilun g sollen diese auch
ein e Analyse der Ursachen von Krim inalität und abwei­
chendem Verhal ten liefern. Dazu wird zunächst ein
Lagebild des Kriminalitäts aufkommens auf Stadtteil -

und Quartiersebene gezeichnet. Vielfach kommen dabei
inzwischen Geo graphische Informationssysteme (GIS)
zum Einsatz. Mit der com putergestützten Visua lisierung
von Krimi nalität in Form von cri rne rnaps sollen Brenn­
punkte der Kriminalität lokalisiert werden und durch
die Verknüpfung mit weiteren regionalen Faktoren,
wie Bebauung, Bevölkerungsdichte oder Ausländeranteil
kriminalitätsfördernde od er -hemm ende Strukturen in
Stad tteilen identifiziert werden. Anschließend soll in den
Stadtteilen, Quartieren od er Baublöcken nach Ursachen
für das lokale Kriminalitätsaufkommen und die lokale
Unsicherhe it gesucht werde n. Üblicherwe ise werden aus
solche n Region alan alysen kriminalpräventive Maßnah­
men abgeleitet.

Ein gru ndlegendes Probl em diese r Studien ist die
"Messbarkeit" von Kriminalität. So hat die so genannte
Kritische Kriminologie darauf aufmerksam gemacht,
dass d ie Polizeiliche Kriminalitätsstatistik (PKS) in erster
Linie vom Anzeigeverhalten der Bevölkerung (Was
bet rachtet d ie Bevölkerung als Stra ftat? Welche die ser
Straftaten werde n der Polizei mitgeteilt?) sow ie darüber
hinaus von der Kontrolldi chte der Polizei und von den
rechtli chen Rahmenbedingen (Was wird juristisch als
strafbar defini ert ?) abh ängt (Althoff et al. 1995). Alle
Faktoren sind abhängig vom sozialen Kontext. Stritt ig ist
zudem die Messbarkeit von Unsicherheitsempfindun­
gen. Insgesam t ist Unsicherheit ein äußerst vielschichti­
ges Phänomen, das mit quantitativen Stud ien nur ob er­
fläch lich abgebildet werden kann (Glasze et al. 2005) .

Bei Frage n der Verschränkung von (Un-)Sicherheit
und Raum ist die Krim in algeo graphie anges prochen,
die die Klärung dieses Verhä ltnis zu ihr er Hauptaufgabe
erklärt: Die trad itionelle Kriminalgeographie befasst
sich mit "de r regionalen Verte ilung der Kriminalität"
(Koetzsche & Hamacher 1990) und "krim ina litätsaus­
lösenden Faktoren des Raumes" (Kasperzak 2000). Die
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krimino logischen Regionalan alysen und vielfach auch
Arbeiten, d ie sich einer Krim inalgeograp hie zurec hnen,
wurden im deutschsprachigen Raum lan ge Zeit fast ohne
Bezüge zu r wissenscha ftlichen Humangeographie entwi­
ckelt. Erst in jün gster Zeit haben sich Human geograph en
kritisch mit den Raum konzepten der trad ition ellen Kri­
min algeographie und der angewa nd ten Studien ausein­
andergese tzt (Rolfes 2003, Glasze et al. 2005 ). Sie weisen
darau f hin, dass dabei vielfach unterschiedliche sozia le
und mater ielle Phänomene (z. B. Krimi nalitätsbelas­
tun g, städteba uliche Struktur, Auslände ranteil) in einem
"Containerr aum" zusamme ngedac ht werd en und auf
diese Weise ein ursächlicher Zusa mme nha ng zwischen
den Phänomenen hergestellt wird . Diese Perspektive ver­
stellt den Blick auf die nich t räuml ichen , sondern sozia ­
len und psychischen Hintergründe von Krim inalitä t und
Sicherheitsempfinden (Rolfes 2003) und reprod uziert
dam it vielfach eine Stigmatisieru ng von Nachbarscha f­
ten. Aber auch die Mechanismen und Funktionen der
Verrä umlichung von (Un- )Sicherheit und Kriminalität
können damit nicht hin terfragt werde n

Die Verdinglichung des öffentlichen Raums

Seit den I990er- Jahren sind der öffent liche Raum und
seine Gefährdung durch Kriminalität , Unsicher heit Pri­
vatisieru ng und Überwach ung, zu eine m zentralen
Topos der Planungsdiskussion (Breuer 2003, Kazig et al.
2003) und de r sozialwissenschaftliehen Stadt forschung
geworden (Hahn 1996, Lichtenberger 1999). In dieser
Diskussion wird allerdings teilweise übersehen, dass ver­
schiedene Kriterien zur Bestimmung von öffentlichem
Raum herangezogen werden (Glasze 200 Ib, Dessouroux
2003) :

• Eigentumsrechte: öffentlicher Raum als adm inistra­
tiv abgegrenzter Raum im staatlichen (bzw. komm u­
nalen ) Eigentum

• Zugänglichkeit: öffentlicher Raum als Straße n un d
Plätze, d ie für alle zugänglich sind

• Regulierung und Organisat ion: öffentliche r Raum
als adm inistra tiv abgegrenzter Raum, dessen Nut­
zung öffentlich-rechtlich, das heißt also letztlich po li­
tisch, regulier t wird

• Nutzung: öffentlicher Raum als Ort von Öffentlich­
keit. Öffentlichkeit umfasst dabei zwei Dime nsionen:
erstens Öffentlichkeit als Begegnung, Auseina nderset­
zung un d Komm unikation von Fremden (Sim mel
1903, Bahrdt 1961) und zweitens Öffentlichkeit als
"Arena", in der Dinge von allgeme ine m Interesse
tr ansparen t un d einer politischen Willensbildung
zugeführt werden, an der sich alle beteiligen könn en
(Habermas 1990)

Die gesellscha ftl iche Bedeutung von öffentlichem Raum
liegt vor allem in der vierten Bedeut ungsebene: die Prä-

senz aller sozialen Gruppe n in der Öffent lichkeit und
ihre Mitwirkungsmöglichkeit an der polit ischen Wil­
lensbildung als Grundlage einer dem okratischen und
sozia l gerechten Gesellscha ftsordn ung . Explizit bezieht
sich die Kritik an der Gefäh rdung öffentliche n Raums
allerdings vielfach nur auf eine oder meh rere der ersten
dre i Bede utungsebenen. Die Kritiker befürch ten also,
dass ein Verkauf, eine Zuga ngsbeschrä nku ng ode r Ände­
ru ng der Regulat ion einer städtische n Fläche ein Ang riff
auf eine dem okratische und sozial gerechte Gesell­
scha ftso rdnung ist. Das heiß t, sie or ientieren sich an
einem Bild von öffentlichem Raum als eine r on to logi­
schen Kategori e, einem physisch -m ateriellen Raum aus­
schnitt, der sowohl im öffentlichen Besitz, als auch für
alle zugänglich und Ort von Öffentlichkeit ist. Diese Ver­
d inglichung füh rt dan n zum Teil soga r zu r Idee, ma n
kön ne die Zu- ode r Abna hme öffentlichen Raums in den
Städ ten kart ieren . Aus zwei Gründen ist frag lich, ob die­
ses Bild eine sinnvolle Beschreibu ngs- und Analysekate­
go rie sein kann :
• Erstens ist d ie Kon gruenz zwische n den verschiede­

nen Ebenen nicht gegeben. Eine Fläche im öffent­
lichen Eigentum wird nicht zwangsläufig zum Schau­
platz von Öffentlichke it. Und die Idee, mit offen
zugängliche n Plätzen Öffentlichke it herzustellen ,
musste der Städtebau scho n lange aufgebe n.

• Zweite ns ist Öffentlichke it und da m it "öffen tliche r
Raum als Ort von Öffentlichkeit" ein unerreichtes
Ideal. So werden auch Straßen und Plätze, d ie alltags­
sprachlich als öffentlich bezeichnet werde n, imme r
von bestim mten Gru ppen der Gesellscha ft angeeig­
net, ande re Gr uppen sind ausgeschlossen bzw, schlie­
ße n sich aus.

Öffentliche r Raum kann dah er nich t sinnvoll als ein kar ­
tierbarer materiell-ph ysischer Raumau sschnitt mi t klar
definiert en Eigenschaften kon zeption alisiert werde n,
sonde rn sollte vielmehr als sozial konstruierter Raum

verstanden werde n, um dessen Aneignung Konflikte
geführt werd en (Matt isek 2005). Konsequ ent erweise
muss öffentlicher Raum da nn in erster Linie als Meta­
pher, politisches Ideal od er Raumideologie interpretiert
werde n. Nur aus eine r so lche n Perspektive lässt sich ana­
lysieren, wie öffen tlicher Rau m sowo hl in eine aufkläre­
rische Argume nta tion als auc h in eine repressive Argu­
men tat ion eingebunden werden kann . So legt Hab erma s
( 1990) dar, dass sozia l benachteiligte Gr up pen die Idee
von "öffe nt lichem Raum als Ort von Öffentlichke it"
er folgreich als nor matives Ideal nutzen konnten und
können. Gru ppen, die von de r Präsen z in innerstäd ti­
sche n Räum en ausgeschlossen werde n, fordern m it
Bezug auf dieses Ideal ihr e Zugan gs- und Beteiligungs­
möglichkeiten (Mitchell 1995, Glasze 200 Ib). Wie aller­
d ings ßelina (2003) gezeigt hat, beziehen sich auch
Akteure, die eine Verd rängun g bestimmter als "störend "
ode r "bed rohlich" bezeichn eten Gr uppen aus den
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Innenstäd ten fordern, auf die Idee des öffentlichen
Raums.

Kritische Kriminalgeographie
als Analyse von
(Un-}Sicherheitsdiskursen

Wie gezeigt, kann nicht in ein er sinnvollen Weise davon
ausgegangen werde n, dass es per se sichere und unsi­
chere Räume gibt. Sichere und un sichere Räume sind
vielmehr als sozial hergestellt zu int erpret ieren. Diese
Feststellun g ist abe r nicht gleichzuse tzen mit der Idee,
dass Unsicherheit eingebilde t sei und eine r realen
Gru ndlage entbehre. Die kon struierte Welt ist ja die
Leben swirklichkeit, die als gegebene Realität erfahren
wird. Mit der Kon stitution von sichere n und un sicheren
Orten werde n letztl ich gru nd legende Ordnungsko n­
zepte für Raum und Gesellschaft geschaffe n.

Vor diesem Hintergrund entwickelt sich seit wen igen
Jahren ein Forschungszusammenhang, den man als
"Kritische Kr irnina lgeograph ie" bezeichn en kann .
Diese "beschäftigt sich au s einer kon struktivistischen
Perspektive mit der räumliche n O rganisat ion von (Un-)
Sicherhei t und Krim ina lität" (Glasze et al. 2005 ). Abge­
lehnt wird dabei die Vorstellung, dass es quasi nat urge­
geben Räume gibt, die dann die Eigenschaften "siche r"
oder "unsicher" besitzen. Die Regionali sierung von (Un-)
Sicherheit wird vielm ehr als Ergebnis sozialer Konstruk­
tionen int erpretiert , die üb er Sprache und allgem ein
über Zeichensysteme (wie Karten , Graphiken, Filme)
vermi ttelt werden. Mit Meth od en aus der sozialwissen­
schaftliehen Diskursforschung wird dann untersucht ,
auf welche Weise beispielsweise in den Medien , in
Reden , in Verordnungen oder in Karten diskursiv Gren­
zen zwischen sicheren und un sicheren Räumen gezogen
werden. Gleichzeitig wird das Ensemble ana lysiert,
durch das der Diskurs sozia le Effekte hat und das den
Diskurs gleichzeitig rep rodu ziert: Organisat ionen wie
Sicherheitsuntern ehme n, Krimi nalpräve ntionsrä te oder
die Polizei, Institution en wie Betretungsverbote, Bera­
tu ngstage zum Einbruchsschu tz oder Bußgeldordnun ­
gen und Artefakt e wie Übe rwachungskame ras. Zäune
ode r Bewegun gsm elder.

(Un-}Sicherheit
als Forschungsfeld der Geographie

Unsiche rheit und Sicher hei t bestimmen in hoh em Maße
die Wahrne hm ung, Beschreibung, Organi sation und
Entwicklung städtischer Räume. In der öffentlichen Dis­
kussion wird dabei Unsiche rheit vielfach als objek tive
und messbare Kategori e betracht et , die in einem kau sa-

len Zusam me nhang m it Kriminalität steht. An dieser
Sichtweise lassen sich einige Krit ikp unkte formu liere n.
Zum Ersten zeigen verschiedene Studien, dass der Kau­
salzusa m me nha ng falsch ist: (Un-)Sicherheit ist eine
subjektive und soziale Beschreibungs- und Wahrne h­
mungskategorie. Die Hint ergründe für die zun ehmende
Bedeutung des Fakto rs (Un- )Sicherheit sind äußerst
komplex. Zweitens sind letztlich au ch Devianz und Kri­
minalität nicht objektiv messbar: Als Handl ungen , die
gesellschaftlich als normabweich end eingeschätzt wer­
den , unterl iegt ihre Zuschreibung in hohem Maße dem
sozialen Kontext.

Räumliche Differenzi eru ngen spie len sowo hl in der
öffentliche n Diskussion um (Un-)Sicherheit als auch bei
der Umsetzu ng neuer Siche rhe itspolitiken eine gro ße
Rolle. Dabei werden zum einen bestimmte Stadtviertel
als un sicher stigma tisiert, zum anderen sollen mit tech ­
nischen und städ tebau liche n Maßna hme n sow ie durch
organisator ische Veränderu ngen sichere Räume geschaf­
fen werden. Eine sich etab lierende Krit ische Krim inalge­
ographie analysiert diese räumlichen Differen zierungen
als soziale und diskursive Konstruktion, hinterfragt
damit d ie verm eintlich "natürliche" Qualität städ tische r
Räume als sicher bzw. unsicher und eröffne t neue Per­
spek tiven auf den Zusa m menha ng von (Un-)Sicherheit
und Stad t.

26.7 Postkolonialismus,
kulturelle Identität und Raum

I

JULIA LOSSAU

Nicht nur im Erdkunde unter richt wird ein Bild von der
Welt als einem "ku lturellen Mosaik" vermittelt, in dem
unterschi edliche Kulturen klar voneina nde r getrennt
über die Erdo ber fläche ver teilt sind. Gemäß dieser Vor­
stellung liegt Deutschland im europäischen Kulturraum
und hat dam it eine andere Kultur als beispielsweise die
Staa ten des "afr ikani schen Kulturerd teils"; Indi en unter­
scheidet sich kulturell von Mexiko , China von Kanad a
und so weiter. So selbstverständlich dieses Mosai k
erscheinen mag - es stellt sich die Frage, ob heute, im
Zeitalter von Globa lisieru ng und Migration, noch von
einer wohl geordneten kulturräuml ichen Wirklichkei t
ausgega ngen werden kann (Abb. 26.7. I ). In Deutschland
zum Beispiel leben (nicht erst ) seit der Anwer bung der
so gena nnten Gasta rbe iter in den 1950er- und I960er­
Jahren Menschen aus ande ren Kulture n. Und längst
nicht alle aus dem Ausland Eingewanderten fühlen sich
als Fremde ode r "Ausländer". So wächst - unter anderem
als Folge der Fam ilienzusammenführu ng - in Deutsch­
lan d heut e die vier te Genera tion von Migranten auf, von
den en die meisten aus der Türkei stam me n. Sie fühlen


